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Der 7° Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 220 Oktober 1971

durch

Senatspräsident S c h m i t t

— Vorsitzender —9
Bundesrichter, Dro W i t t e?
Bundesrichter ‘ Dr° H e u B n e r,

Bundessozialrichter ' W o l f f ' und

Bundessozialrichter H e i m a n n
. '

für Recht erkannt:

Das Urteil des Land€ssozialgerichts‚Niedersach—

sen vom 130 Oktober 1970 wird aufgehobeno

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurück—

verwieseno
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Der im Jahre 1959 geborene Kläger ist ein nichteheliches
Kind des Beigeladenen, der durch Urteil des Amtsgerichts

(AG) Seesen vom 8° September 1965 verpflichtet ist? ihm
Unterhaltsrente zu zahleno Vom 7° Januar bis zum 15„ Juli

1967 bezog der Beigeladene Arbeitslosengeld (Alg) vom Ar—

beitsamt (ArbA) Goslaro Im Februar 1967 beantragte das

Jugendamt der Stadt Salzgitter als Amtsvormund des Klägers

erfolglos die.äbzweigung eines Familienzuschlags vom Alg des

Beigeladenen° Durch Bescheid vom 289 März 1968 lehnte das

ArbA einen erneuten Antrag des Jugendamts vom 25„ März 1968

mit der Begründung ab, für den Kläger bestehe kein AnSpruch

auf Familienzuschlag, weil er nicht als Kind auf der Lohn—

steuerkarte des Beigeladenen bescheinigt sei° Der Wider—

spruch des Klägers wurde zurückgewiesen;

Während des
anschließenden

Verfahrens vor dem Sozialgericht

_(SG) Braunschweig erließ das ArbA am 140 Juli 1969 einen

neuen Bescheid‚ in dem es ausführte: Gemäß @ 241 des Ar—
beitsförderungsgesetzes (AFG) sei rückwirkend vom 10 April

1967 an die Gewährung von Familienzuschlägen auch für nicht—

eheliche Kinder im Verhältnis zum Vater möglichc Der Fami—

lienzuschlag für den Kläger werde daher dem Grunde nach

nachbewilligt; es ergebe sich jedoch keine Nachzahlung für.

ihn, weil der Beigeladene unter Berücksichtigung von vier

weiteren Familienzuschlägen bereits den ihm zustehenden

Höchstbetrag an Alg erhalten habe (@ 90 Abs„ 10 Satz 3 des

Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche—

rung - AVAVG_)° / '

Mit Urteil vom 17° November 1969 hat das SG die Beklagte

unter Änderung des Bescheides vom 14° Juli 1969 verurteilt9

einen Betrag von 8,30 DM wöchentlich für die Zeit vom 10

April bis zum 150 Juli 1967 von dem Alg des Beigeladenen

zusätzlich an den Kläger abzuzweigen° Es hat ausgeführt:
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Es liege ein Ermessensverstoß darin? daß das ArbA den

Kläger als nichteheliches Kind nicht in gleicher Weise

berücksichtigt habe wie die anderen Angehörigen des Bei—

geladenen° Her Gesamtzuschlag zum Haupthetrag müsse gleieh—

mäßig auf die zuschlagberechtigten Angehörigen aufgeteilt

und der Anteil des nichtehelichen Kindes auf Antrag an

dieses abgezweigt werdenv Hiernaeh ergebe sich im vor—

liegenden Fall ein Gesantzuschlag von 41940 DM und dem—

gemäß bei insgesamt fünf zuschlagsberechtigten Angehörigen

ein für den Kläger ebzuzweigender wöchentlicher Betrag

von 8,50 EMO Das Gericht habe? weil jede andere Entschei—

dung ermessenswidrig sein würde, neben der Aufhebung des

angefochtenen Verwaltungsakts auch die Verurteilung der

Beklagten zur Leistung aussprechen dürfen° Dieser Ent—

scheidung stehe nieht entgegen? daß die Beklagte bereits

den Höchstbetrag an den ;eigeladenen gezahlt habe„ Sie

hätte die offensichtliche Verfassungswidrigkeit der Neu—

fassung des S 89 Abso 2 Nr„ 2 AVAVG durch das 70 Ände—

rungsgesetz (ÄndG) erkennen müssen; auf den Wortlaut die—

ser Vorschrift könne sie sich um so weniger berufen‚ als

sie selbst für diese Neuregelung in hohem Maße mitverent—

wortlich gewesen seio Sie müsse daher die durch die An—

wendung dieser Vorschrift in der Vergangenheit eingetre—

tenen Uberzahlungen selbst tragen und dürfe sie nicht auf

den Kläger ebwälzeno

uf die — zugelassene — Berufung der Beklagten hat das

eandessozialgericht (LLG) Niedersachsen dieses Urteil
aufgehoben und die Klage abgewiesen° Zur Begr ndung hat

es ausgeführt; Der Kläger verlange die Bewilligung eines

weiteren Familienzuschlags zum Alg des Beigeladenen und

zugleich dessen Abzweigung nach % 181 Abs° 3 AVAVGo Die
Nachbewilligung eines weiteren Familienzuschlags schei—

tere jedoch an der Begrenzung des Leistungsanspruchs
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durch @ 90 Abs° 10 Satz 3 AVAVG; diese Vorschift werde
durch 5 241 Nr„1AFG nicht suspendiert° Die Beklagte sei

auch nicht etwa unter dem Gesichtspunkt von Treu und

Glauben zur Nachbewilligung des Familienzuschlags des—

halb verpflichtet, weil sie an dem Zustandekommen des

@ 89 Abso 2 Nro 2 AVAVG idF des 7° ÄndG maßgebend be—
teiligt gewesen seio Eine solche Mitverantwortung sei ihr

nach der Entstehungsgeschichte dieser Vorschrift nicht an—

zulestem; die Vorschrift sei auch nicht wegen Verstoßes

gegen Art° 6 Abs° 5 des Grundgesetzes (GG) verfassungs—
widrig° Schließlich sei es auch nicht rechtsmißbräuchlich,

daß die Beklagte sich jetzt auf die Erfüllung des damals

vom Beigeladenen erhobenen An3pruchs auf Alg berufe° Zwar

hätte das ArbA nach @ 181 Abso 5 AVAVG die Möglichkeit

gehabt, einen Teil des Alg — etwa in Höhe eines Familien—

zuschlags — an den Kläger ab2uzweigen; der Ausschluß der

nichtehelichen Kinder von der Familienzuschlagsberechti—

gung würde dem bei richtiger Gesetzesauslegung nicht ent—

gegengestanden haben° Jedoch müsse einer Massenverwaltung

bei der möglichst kurzfristigen Gewährung von Leistungen

für den täglichen Unterhalt ein gewisses Maß von Fehlern

bei der Rechtsanwendung zugebilligt werden° Ihr Verschul—

den sei nicht so erheblich‚ daß ein Ausgleich nur zu ihren

Lasten gehen müßte; ein gerechter Ausgleich könne viel—

mehr im vorliegenden Falle nur im Verhältnis des Beigela—

denen zum Kläger erfolgen°

Mit der — vom LSG zugelassenen — Revision rügt der Kläger

die Verletzung materiell—rechtlicher Vorschriften (Art° 6

Abs° 5 GG, @ 241 AFG, @ 89 Abs° 2 Nr° 2 5 90 Abs° 10 Satz

3 AVAVG) sowie im öffentlichen Recht anerkannter Rechts—
grundsätze über Treu und Glauben und über Rechtsmißbraucho

Er hält die Rechtsauffassung des SG für zutreffend° Wenn '

auch Familiehzuschläge nur bis zur Grenze des Höchstbe—

trages gewährt würden, so dürfe das nicht einseitig zu
Lasten des nichtehelichen Kindes gehen° Die Beklagte könne
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sich hierbei insbesondere nicht auf die erkennbar verfese

sungswidrige Regelung des @ 89 Abs° 2 AVAVG berufen, die

sie selbst beim Gesetzgeber angeregt habe° Das Urteil des

LSG enthalte auch Widersprüche in der Beurteilung des Ver—

schuldens der Beklagten bei der unrichtigen Anwendung des

3 181 Abs° 3 AVAVGO

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Be—

rufung der Beklagten gegen das Urteil des SG

Braunschweig vom 17° November 1969 zurückzu—

weiseno

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweiseno

Sie hält das angefochtene Urteil im Ergebnis für zutreffendc

Eine nachträgliche Bewilligung des Familienzuschlags und

eine nachträgliche Abzweigung auf Grund der rückwirkend

in Kraft gesetzten Regelung des @ 241 Nr° 1 „FG scheite-

re an dem gesetzlich festgelegten Höchstbetrag° Entgegen

der Auffassung des LSG hätte bei Stellung des Abzweigungs—

entregs das ArbA nur eine eblehnende Entscheidung treffen

‚könneno Im übrigen habe der Beigeladene zur Zeit des An—

trags vom 25° März 1968 auch nicht mehr im beistungsbe—

zu; gestanden; vorher hätte aber des ArbA ohne Anregung
dés Klägers die Frage der Abzweigung nicht zu prüfen

braucheno

Der Beigeladene ist im Revisionsverfahren nicht ver—
treteno

‘ ' 11

Die Revision ist insofern begründet, als das angefüohte—

ne Urteil aufzuheben und der Rechtsstreit an des LSG zu—
ückzuverweisen isto

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Entgegen der aus dem Rubrum des angefochtenen Urteils

hervorgehenden Auffassung des LSG ist nicht die Mutter

des Klägers, sondern das Jugendamt Salzgitter dessen

gesetzlicher Vertreter im vorliegenden Reohtsstreito Es

hat die gesetzliche Vertretung; dieses bis dahin als
Amtsvormund ausgeübt hatte, auch nach Inkrafttreten des

Gesetzes über die rechtliche Stellung nichtehelicher Kin—

der —NeG - vom 190‘August 1969 (BGBl I 1243) am 1„ Juli
1970 gemäß Art° 12 5,7 NeG — nunmehr als Pfleger — inso—

weit behalteno Nach @ 1706 Nr„ 2 des Bürgerlichen Ge—

setzbuches (BGB) idF.des NeG erstreckt sich die Pfleg—

schaft für ein nichteheliches Kind uoao auf die "Geltend—

machung von UnterhaltsanSprüchen 000 sowie die Verfügung

über diese An3pruche"o In diesen Rahmen fällt auch die mit

dem vorliegenden Verfahren verfolgte Abzweigung eines Tei—

les der dem Beigeladenen aus der Arbeitslosenversicherung

zustehenden Leistungen an den Kläger (@ 181 Abs„ 3 AVAVG)o

Eine solche Abzweigung ist ein Mittel zur Duchsetzung des

Unterhaltsanspruchs des nichtehelichen Kindes gegenüber

seinem Vater° Sie ist auf dem Gebiet des öffentlichen

Leistungsrechts der Zwangvollstreckung — etwa durch Lohn—

pfänduhg — wegen eines solchen Unterhaltsanspruchs im zi—

vilrechtlichen Bereich vergleichbaro Dem steht nicht der

Zweck der Neuregelung entgegen, die Mutter des nichtehe—

lichen Kindes in ihren Rechten und Pflichten gegenüber dem

Kind den Eltern ehelicher Kinder so weit wie möglich

gleichzustelleno Auch wenn man bestrebt ist, die Ausnahme—

vorschrift des © 1706 BGB einengend auszulegen9 gebietet

es der sachliche Zusammenhang, die gesetzliche Vertretung

des Kindes bei der Durchsetzung einer Abzweigung von Lei—

stungen aus der Arbéitslosenversicherung des Vaters in den

Bereich der Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen iosa

des 5 1706 Nr„ 2 BGB einzubeziehen° Der besondere Zweck

dieser Vorschr■t,gim Interesse des Kindes Konfliktsitua—

tionen bei seiner Vertretung durch die Mutter zu vermei—
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den? wird hierbei in gleicher Weise erfüllt wie auch

sonst bei der Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen

gegenüber dem Vater; auch im übrigen ist die Interes—

seniggelni den Beteiligten die gleiche„ Es wäre daher

system— und sachwidrig, die Durchsetzung einer Abzwei—

gung von Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung

von der Pflegschaft nach 5 1706 Nr° 2 BGB auszunehmen;

die Tätigkeit des Jugendamts bei der Geltendmachung

von Unterhaltsansprüchen gegenüber dem Vater würde da—

durch ohne sachlichen Grund unterbrochen° Dieser Auf—

fassung entsprechend hatte sich im vorliegenden Falle

auch das Jugendamt mit Schriftsatz vom 150 Juli 1970

zunächst als Lmtspfleger des Klägers gemä■et; auf Ver—

anlassung des LSG ist es dann im weiteren Verlauf des

Berufungsverfahrens mit Vollmacht der Mutter aufgetre—

teno Auch die Revision ist von den ProzeßbeVOllmächtig—

ten des Klägers unter Vorlage einer unmittelbaren Voll—

macht des Jugendamts eingelegt worden; eine Vollmacht

der Kutter wurde nachgereicht° Die unrichtige Bezeich—

nung des gesetzlichen Vertreters im angefochtenen Ur—

teil und in den Revisionsschriftsätzen ist prozeßrecht—

lich unschädlich; tatsächlich war der Kläger jeweils

der wirklichen Rechtslage entsprechend vertreten°

Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen9 daß angefoch—

tener Verwaltungsakt im vorliegenden Verfahren nunmehr

der Bescheid vom 14° Juli 1969 ist, der die ursprünglich

angefochtenen Bescheide ersetzt und daher nach @ 96
des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) Gegenstand des Verfah—

rens geworden isto Der Kläger erstrebt die mit diesem

Bescheid abgelehnte nachträgliche Abzweigung eines Tei—

les des dem Beigeladenen in der Zeit vom 10 April bis

150 Juli 1967 gewährten Algo Wenn auch der Anspruch

auf das Alg allein dem Arbeitslosen selbst zusteht

und von ihm geltend gemacht werden kann9 so wird doch

durch die Ablehnung einer Abzweigung derjenige9 zu dessen
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Gunsten sie erfolgen soll‚ unmittelbar beschwert9 so daß

er insoweit nach 5 54 Abs° 1 und 2 SGG zur Klage bcfugt

ist°

Nach der bis Zum 310 März 1967 geltenden Fassung des @ 89

AVAVG gehörten zu den Angehörigen eines Arbeitslosen‚ für

die ein Familienzuschlag zum Alg zu gewähren mar‚ auch

nichteheliche kinder im Verhältnis zum Vater? allerdings

nur unter bösonderen9 jeweils im Einzelfall nachzuprüfen—

den Voraussetzungeno Durch des 70 ÄndG wurde die kompli—

zierte 3egelung der Familienzuschläge durch eine einfache?

an das Lohnsteucrrecht anknüpfende Regelung ersetzte Hier—

nach wurde Familienzuschlag für ein Kind gewährt9 des auf

der Lohnsteuerkarte des Arbeitslosen bescheinigt waro De

nichteheliche Kinder auf der Lohnsteuerkarte des Vaters

nicht bescheinigt waren, hätte bei einer nur am Wort—

laut orientierten nuslegung für sie der Familienzuschlag

entfallen müssen° Dies wurde mit Recht nicht
nur als un—

billig, sondern auch als Verfassungsrechtlich bedenklich

angesehen° In den bbergangsvorschriften des AFG vom 250

Juni 1969 —@241 Era 1 —wurde deshalb die Regelung des
@ 89 Abs° 2 Satz 1 Nro 2 AVAVG rückwirkend dahin ergänzt9

daß vom 10 April 1967 an ein Familienzuschlag auch für
jedes nichteheliches Kind eines männlichen Leistungs—

empfängers gewährt wird‚ wenn dessen Vaterschaft oder

Unterhaltspflicht festgestellt ist und das Kind, falls

es ein eheliches Kind wäre, auf der Lohnsteuerkarte be—

scheinigt werden könnte° über einen bereits früher be—
schiedenen Antrag auf Leistungen ist wegen des Familien—

zuschlags für ein nichteheliches Kind für die Zeit vom
1° April 1967 an neu zu entscheiden9 wenn dies der Vater‚

die Mutter oder der gesetzliche Vertreter des Kindes bis
zum 300 Juni 1970 beantragt hat°

Das LSG hat zutreffend erkannt, daß durch diese rückwir—

kende Gesetzesänderung im vorliegenden Fall kein Anspruch
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des Arbeitslosen auf ein höheres Alg entstanden ist°

Nach @ 90 Abso 10 Satz 3 AVAVG dürfen nämlich Haupt—

betrag und Familienzuschlag zusammen den in der Tabelle

festgesetzten Höchstbetrag nicht überschreiteno Da

der Beigeladene in der streitigen Zeit aber bereits

wegenseiner nach @ 89 Abs° 2 AVAVG idF des 70 ÄndG

zu berücksichtigenden Familienangehörigen den Höchstbe—

trag_des Alg erhalten hat‚ muß die nachträgliche Berück—

sichtigung des Klägers auf die Höhe des Alg ohne Einfluß

bleibeno Durch die rückwirkende Regelung des @ 241 Nr„ 1

AFG soll der Leistungsempfänger zwar genau so, aber

auch nicht besser gestellt werden? wie wenn diese Re—

gelung bereits idF des 70 ÄndG enthalten gewesen wäre°
Wären nichteheliche Kinder damals berücksichtigt worden?

so hätte er zwar Familienzuschläge für fünf anstatt für

Vier Angehörige erhalten müssen, sein Alg wäre insgesamt

aber nicht höher geweseno

Hierdurch wird indessen die klageabweisende hntscheidung

des L8G noch nicht gerechtfertigto Das Begehren des Klägers

war nämlich — seiner Interessenlage entsprechend — von

vornherein nicht auf eine Erhöhung der Leistung für den

Beigeladenen, sondern auf die Abzweigung eines Teiles
.

dieser Leistung an ihn selbst nach @ 181 Abs° 5 AVAVG

gerichtet° Nach dieser Vorschrift kann der Direktor des

ArbA anordnen9 daß ein angemessener Teil des Alg‚ solange

ein Angehöriger des Arbeitslosen (@ 89 Abs° 2) nicht in
seine häusliche Gemeinschaft aufgenommen ist, an diesen,

seinen Vormund oder diejenige Psr;gfhägär Stelle ausge—

zahlt wird? in deren Obhut er sich/oder die ihm Unterhalt

gewährte Wenn diese Abzweigung auch nicht voraussetzt‚

daß für den Angehörigen tatsächlich ein Familienzuschlag

gewährt wirdz so ergibt sich aus dem Klammerzusatz doch

eindeutig, daß es sich um einen Angehörigen i„S„ des @ 89
Abs„ 2 AVAVG handeln muß„ Nach dem Wortlaut dieser Vor—

-’}o..
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schrift idF des 7° ÄndG gehörten aber nichteheliche Kinder
seit dem 10 April 1967 nicht mehr zum Kreigadieser Angehö—

rigen° Es kann dahinstehen‚ ob nicht bereits eine am Sinn
und Zweck der Neufassung des @ 89 Abs() 2 AVAVG orientierte

ergänzende Rechtsanwendung9 insbesondere auch mit Rücksicht
auf Art° 6 Abs. 5 GG, zu dem Ergebnis hätte kommen müssen?

daß auch für nichteheliche Kinder von Arbeitslosen Familien—

zuschläge zu gewähren waren° Für die hier zu treffende Ent—

scheidung folgt dies jedenfalls aus der ruckwirkenden Rechts—

gestaltung des @ 241 Nro1AFG„ Wenn diese Vorschrift auch
keine wörtliche Neufassung des 5 89 Abs" 2 Satz 1 Nro 2

AVAVG bringt, so enthält sie doch im ersten Satz eindeutig

eine ergänzende Änderung des @ 89 Abs° 2 AVAVG‚ die sich
insofern auch auf 5 181 Abso 5 AVAVG ;mswirkt9 als sie den
dort verwandten Begriff des “Angehörigen"9 der durch den

Klammerzusatz "($ 89 Absg 2)“ bestimmt wird‚ nunmehr r„ck—

wirkend vom 10 April 1967 an dahin klarstellt, daß auch die

nichtehelichen Kinder eines männlichen Arbeitslosen erfaßt

werdeng Eine einschränkende Auslegung dahin9 daß nur die

nachträgliche Bewilligung eines Familienzuschlags ermög—

licht9 nicht aber auch der Angehörigenbegriff rückwirkend

eindeutig festgelegt werden sollte‚ ist weder dem Wortlaut

noch der Systematik der Vorschrift zu entnehmen; keines—

falls Were eine solche Einengung der allgemeinen gesetzge—

berischen Tendenz dieser Zeit (vglo die Aufhebung des

@ 1589 Abs° 2 BGB durch das NeG)und dem Sinn und Zweck des
5 241 Nro 1 AFG entsprechen9 die durch das 70 ÄndG in der

Praxis entstandene Benachteiligung nichtehelicher Kinder

rückwirkend zu beseitigeno Das hat zur Folge9 daß der Kläger

jedenfalls nunmehr für die hier streitige Zeit als Angehöri—

ger des Beigeladenen anzusehen ist und für ihn eine Abzwei—

gung von dessen Alg angeordnet werden konnte„ Soweit daher

— rückschauend betrachtet — im Rahmen pflichtgemäßer Ermes—

sensausübung eine Abzweigung zu erfolgen hatte? aber nicht

durch ef■hrt wurde; stellt sich die Auszahlung des vollen
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Höchstbetrages an den Arbeitslosen nachträglich als

eine bberzahlung der, die jedenfalls dem Abzweigungs—

berechtigten gegenüber nicht wirksam isto Eine nach—

trägliche Abzweigungsanordnung für die streitige Zeit

ist daher nach 5 181 Abs° 3 iVm @ 89 Abs„ 2 AVAVG und
@ 241 Nr„ 1 AFG möglich, obgleich der Höchstbetrag be—

reits ausgezahlt worden isto Die Ausschöpfung des
Höchstbetrages vermag auch im Rahmen der Ermessenser—

wägungen die Ablehnung der Abzweigung nicht zu recht—

fertigen° Dabei kommt es auf die Frage der Gut— oder

Bösgläubigkeit, überhaupt eines Verschuldens der Be—

klagten ebensowenig an wie darauf? ob und gegebenen—

falls mit welcher Wirkung die hier in Betracht kommen—

de Re5elung des 7° Ändeals verfassungswidrig anzusehen

war und ob die Beklagte an ihrer Einführung eine Mit—

verantwortung triffto Wenn der Gesetzgeber, um eine

als unbillig empfundene Benachteiligung nichtehelicher

Kinder nachträglich auszugleichen, eine verfassungs—

rechtlich zumindest bedenkliche Regelung rückwirkend

beseitigt‚ so hat die Beklagte diesen Willen des Gesetz—

gebers zu respektieren und aus der Rückwirkung erwach—

sende zusätzliche Belastungen zu tragen° Nachdem der Ge—

setzgeber zugunsten der nichtehelichen Kinder diese Ent-

scheidung getroffen hat, kann sich die Beklagte diesen

gegenüber im Rahmen einer zrmessensentscheidung solchen

Belastungen grundsätzlich nicht mit der Begrtndung ent—

ziehen, sie seien ihr gegenüber unbillig; sie überschrei—

tet damit den Rahmen des ihr eingeräumten £rmessenso

Allerdings setzt auch die nachträgliche Anordnung einer

Abzweigung voraus? daß zu der Zeit‚ für die sie gewährt

werden soll, für das ArbA ein hinreichender Anlaß zum
Handeln vorgelegen hat„ Für eine Wiedergutmachung le—

gislativen Unrechts, wie sie mit € 241 Nro1AFG bezweckt
wird, ist da kein Raum‚ wo — mangels einer Anregung oder
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ein35 sonstigen begründeten inleeees — auch ohne den

1nbilligen gree*vliehen ;veeecluß nichtehelieher finäer

von der Feeilienzueehlefsaerecht ül■? keine bzweigung

nngeorlnet werden wäre„ Ein hinreichender $nlaß in dem

nn£°flhrten Sinne ist nnzunrhmen9 wenn zum H n■eln ver—
„-3 - 1‚„ \ 3 ■" „ 91, «. 1‚ m 3giliCnteiee HMetenle i\r dee leb„ e-tennbnr eine„ „in

1„ *? t i ‚4 ' ' ;3 7_n ‚ ' q‚ -1“' „' ‚_,®03CHCF um;„cne wird in „er 30 el geneninll.s l: „lHLQ

lnregune durch eine der in € 181 Abeo 3 ‘7„VG genannten

Icrsonen oder Stellen zu n i I

Fall 1359 wie des LSG im Tetbcetene geiles Urteils feste
‚« ‚--‚—

-L
.

' T1' ' '] ... ‚. _„ ‚\ ‘" »." ..J. ‚\“_..‚.„"‚

eef;llu net und wie nie in czuv „„„r„„„ ;n i: nig* <w
‚‘ten der ReklaCten oest Tl”°W9 bereits ein ib?meifunfeen—

_rag des Jugendamts vom 170 FLbTUET 1967 vor. der zumin—

des* für die Dauer der damalige Arbeitsl SL keit zu C3—

r;ek°ichtigen ware Daß s gege_würtige Verfahren eretda

durch einen weiteren „
mt ag vom 25 Herz 1968 — nach dem

ei 1_
) .

\4nöe der A:b& tslosigrl: t — “ingaleit t wnree‚ iet ee1v„7e

ohne Bedeutungo

Die iuifassung der Bek egten, sie sei im Rahmen ihrer

sübung nicht zu einer nachträclichen ”bzxw1'Wn"U

ernküixch zu einer O";„_l isüung — verpflicnwi

tet? könnte aber aus aideren Gründen gerc%ch ertigt sein„

Den ee derelun; des @ 241 Pro 1 AFG zugru.nce liegenden
_‚Üiedergntmnchungsge ne n1{en v:ürde ‘s nicht entsprechen9

dem nichtehelichen Kind auf Kosten der Eekla■ten auch
;

denn eine Leistung zukommen zu läeeen‚ wenn es

die rtckwirkenä beseitigte degelung des 5 89 ■be° 2 Betz

i1 Kro 2 AVAVG idF des 7. ÄndG keinen Hachte'

„etc Das wäre insbesondere dann der Pell‚ wenn der

leaMene wihrend der streitigen Zeit seiner Unte rn 'te—

pflicht gegenüber @em Kl ec“ auch ohne ibz eL ung in vol»

lem Umfang n„eh*ckommen is t oder den in dieser Zeit an;“

geelnufenen Rüeks tr3nd inz wiechen getilgt hate brr‘ er
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_ 13 _

hinaus könnte es auch genügen, wenn den Umständen nach

anzunehmen wäre, der Beigeladene habe während dieser

Zeit die ihm unter Berücksichtigung Seiner sonstigen

Unterhalt5pfliehten höchstmögliche Unterhaltsleistung

für den Kläger erbracht, so daß sich im Falle der Ab—

zweigung eines Teiles seines Alg seine Leistung notwen—

dig um diesen Betrag hätte verringern müssen, In Ver—

bindung mit solchen Umständen wäre die Erwägung der Be—

klagten, eine Doppelleistung sei ihr nicht zuzumuten,

nicht ermessensfehlerhaft,

Da das LSG — seiner Rechtsauffassung ent8prechend — zu
den vorgenannten Lögliehkeiten keine Feststellungen ge—

troffen hat, kann der Senat nicht entscheiden, ob die

Beklagte sich bei ihrer Ablehnung einer nachträglichen

Abzweigung auf Grund der durch @ 241 Nr° 1 AFG geschaf—
fenen'Beohtslage im Rahmen pflichtgemäßer Brmessensaus—

übung gehalten hat° Der Rechtsstreit muß daher zu neuer
Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurüekverwiesen

werden. Sollte sich hierbei ergeben, daß die Beklagte

ermessensfehlerhaft gehandelt hat, so wird ihr ablehnen—

der Bescheid aufzuheben und sie zur Lrteilung ein s

neuen Beseheides zu verpflichten sein° Die Auffassung

des SG, dab im vorliegenden Fall allein die Abzweigung

eines Betrages von wöchentlich 8,30 DM an den Kläger

in Betracht komme, weil jede andere Entscheidung des

ArbA ermessenswidrig sein würde, schränkt dessen Er—

messensfreiheit zu stark ein° Wenn sich eine solche pau—

schale Regelung auch — schon aus Gründen der Vereinfa—

chung — anbieten mag, so ist das ArbA im Rahmen seiner

Ermessensausübung doch berechtigt und auch verpflichtet,

unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles

seine Entscheidung zu treffen; die pauschale Berechnung
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der Familienzuschläge fbnrt nicht notwendig zu einer

pauschalen $bzweigungsregelungo

bber die Kosten des Revisionsverfahrens wird das L3G in

seinem abschlie&enden Urteil zu befinden haben°
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